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Haushaltsgesetz 2026 

Meran, den 19.01.2026 

 

Sehr geehrte Klientin, sehr geehrter Klient! 

 

Nachdem wir Sie Ende November 2025 bereits über die wichtigsten Inhalte des Entwurfs des 

Haushaltsgesetzes 2026 informiert haben, möchten wir Ihnen mit diesem Informationsbrief einen 

Überblick über die nunmehr endgültig verabschiedeten steuerlichen Neuerungen geben. 

Das Haushaltsgesetz 2026 (Gesetz Nr. 199 vom 30. Dezember 2025) ist am 1. Jänner 2026 in Kraft 

getreten. Nachfolgend fassen wir die für Unternehmen, Freiberufler sowie Privatpersonen wichtigsten 

Bestimmungen zusammen. 

 

Überblick: 

Anpassung der IRPEF-Steuersätze 

Absetzbeträge für Wiedergewinnungsarbeiten und energetische Maßnahmen 

Besteuerung von Kurzzeitmieten 

Erleichterungen bei Ergebnisprämien, Überstunden und Feiertagsarbeit 

Essensgutscheine 

Landwirtschaft 

Begünstigte Zuweisung von Liegenschaften und Privatisierung 

Veräußerungsgewinne 

Verschrottung von Steuerzahlkarten 

Eingeschränkte Verrechnung von Steuerguthaben 

Kryptowährungen 

Freistellung von Rücklagen 

Änderung der Dividendenbesteuerung 

Freistellung von Mehrwerten auf Beteiligungen 

Investitionsbeihilfen und Sonderabschreibungen 

Steuergutschrift für Investitionen in der Landwirtschaft 

 

 



 

 
 

 

Anpassung der IRPEF-Steuersätze 

Der IRPEF-Steuersatz für Einkommen zwischen Euro 28.000.- und Euro 50.000.- wird – wie bereits 

im Entwurf vorgesehen – von 35% auf 33% gesenkt. Die übrigen Steuersätze bleiben unverändert. 

Die maximale Steuerentlastung beträgt Euro 440.- pro Jahr und kommt Steuerpflichtigen mit einem 

Gesamteinkommen von bis zu Euro 200.000.- zugute. Bei höheren Einkommen wird der Vorteil durch 

eine entsprechende Kürzung bestimmter Steuerabsetzbeträge ausgeglichen. 

 

Absetzbeträge für Wiedergewinnungsarbeiten und energetische Maßnahmen 

Die im Entwurf noch diskutierten Kürzungen der Absetzbeträge wurden nicht umgesetzt. Für das Jahr 

2026 gelten daher weiterhin: 

- 50% Steuerabsetzbetrag für Maßnahmen an der Hauptwohnung 

- 36% für Maßnahmen an anderen Wohnungen 

Der Höchstbetrag der begünstigten Ausgaben bleibt bei Euro 96.000.- pro Wohneinheit. 

Der sogenannte Möbel- und Einrichtungsbonus wird ebenfalls verlängert und beträgt weiterhin 50% 

bis zu einem Höchstbetrag von Euro 5.000.-, sofern die Sanierungsarbeiten im Jahr 2025 begonnen 

wurden. Nicht verlängert wurde hingegen der Bonus für Maßnahmen zum Abbau architektonischer 

Barrieren. 

 

Besteuerung von Kurzzeitmieten 

Für Kurzzeitmieten (bis zu 30 Tage) bleibt die Einheitssteuer unverändert bei 21% für die erste 

Wohnung und 26% für die zweite Wohnung. Ab der dritten Wohnung gilt die Kurzzeitvermietung als 

gewerbliche Tätigkeit. Gegenüber dem Entwurf wurde die Regelung klarer gefasst und an die bereits 

bestehenden Bestimmungen angepasst. 

 

Erleichterungen bei Ergebnisprämien, Überstunden und Feiertagsarbeit 

Ergebnisprämien bleiben auch für die Jahre 2026 und 2027 begünstigt und unterliegen einer 

Ersatzsteuer von 1% bis zu einem Betrag von Euro 5.000.-. Für Arbeitnehmer mit einem 

Jahreseinkommen bis Euro 40.000.- werden zudem Zuschläge für Nacht-, Feiertags- und Schichtarbeit 

im Jahr 2026 bis zu Euro 1.500.- mit einer Ersatzsteuer von 15% besteuert. Lohnerhöhungen infolge 

neuer Kollektivvertragsabschlüsse können unter bestimmten Voraussetzungen weiterhin mit 5% 

begünstigt besteuert werden. 

 

Essensgutscheine 

 

 



 

 
 

 

Die steuerfreie Obergrenze für elektronische Essensgutscheine wird ab 2026 von Euro 8.- auf Euro 

10.- pro Arbeitstag angehoben. Für Papiergutscheine bleibt die steuerfreie Grenze unverändert bei 

Euro 4.-. 

 

Landwirtschaft 

Für Landwirte ist weiterhin eine vollständige Befreiung der Eigentums- und landwirtschaftlichen 

Erträge bis zu Euro 10.000.- und eine Halbierung der Besteuerung bis zu Erträgen von Euro 15.000.- 

vorgesehen. 

 

Begünstigte Zuweisung von Liegenschaften und Privatisierung 

Auch für 2026 wird die Möglichkeit bestätigt, Immobilien und bestimmte andere Vermögenswerte 

begünstigt an Gesellschafter zu übertragen. Die Ersatzsteuer beträgt 8%, bei nicht operativen 

Gesellschaften 10,5%. Zudem können Immobiliengesellschaften in eine einfache Gesellschaft 

umgewandelt werden. Für Einzelunternehmer wird erneut die sogenannte Privatisierung ermöglicht, 

also die Übertragung einer betrieblichen Immobilie in das Privatvermögen gegen Zahlung einer 

Ersatzsteuer von 8%. 

 

Veräußerungsgewinne 

Die bisherige Möglichkeit, Veräußerungsgewinne aus Sachanlagen und Beteiligungen des 

Anlagevermögens auf fünf Jahre aufzuteilen, wird für ab dem Jahr 2026 durchgeführte Veräußerungen 

abgeschafft. Die Gewinne sind somit künftig vollständig im Jahr der Veräußerung zu versteuern. 

Bereits laufende Aufteilungen aus früheren Jahren (einschließlich 2025) bleiben unverändert 

bestehen. Möglich bleibt die Gewinnaufteilung bei der Veräußerung von Betrieben oder 

Betriebszweigen, sofern diese mindestens drei Jahre gehalten wurden. 

 

Verschrottung von Steuerzahlkarten 

Für überfällige Steuerzahlkarten, die bis einschließlich 2023 an die Steuereinhebung übergeben 

wurden und noch offen sind, sieht das Haushaltsgesetz 2026 eine Erleichterung vor. 

Die Regelung ermöglicht eine Begleichung der ausstehenden Beträge unter Nachlass von 

Verwaltungsstrafen und Verzugszinsen und betrifft insbesondere erklärte, jedoch aus 

Liquiditätsgründen nicht entrichtete Steuern. 

 

Eingeschränkte Verrechnung von Steuerguthaben 

Die Schwelle, ab der ein Verrechnungsverbot von Steuerguthaben greift, wird von Euro 100.000.- auf 

 



 

 
 

 

Euro 50.000.- herabgesetzt. Bei Überschreiten dieser Schwelle ist eine Verrechnung von 

Steuerguthaben – mit Ausnahme interner Verrechnungen – nicht mehr zulässig. Für Freiberufler gilt 

ab dem 15. Juni 2026 eine zusätzliche Einschränkung: Bei bestehenden überfälligen 

Zahlungsbescheiden oder sonstigen Verbindlichkeiten gegenüber der öffentlichen Verwaltung werden 

Zahlungen aus erbrachten Leistungen blockiert. Das ursprünglich vorgesehene Verrechnungsverbot 

mit Sozialversicherungsbeiträgen wurde hingegen gestrichen. 

 

Kryptowährungen 

Für Veräußerungsgewinne aus Kryptowährungen wurde bereits mit dem Haushaltsgesetz 2025 eine 

Ersatzsteuer von 33% eingeführt. Diese wird ab 2026 für „Stablecoins“ auf 26% herabgesetzt. Für 

andere Kryptowährungen bleibt die höhere Ersatzsteuer weiterhin anwendbar. 

 

Freistellung von Rücklagen 

Rücklagen in Steueraussetzung, die im Jahresabschluss 2024 bestanden haben und auch im Abschluss 

2025 noch vorhanden sind, können durch Zahlung einer Ersatzsteuer von 10% freigestellt werden. 

Die Steuer ist in vier Jahresraten zu entrichten. 

 

Änderung der Dividendenbesteuerung 

Die Begünstigung für Dividenden zwischen Kapitalgesellschaften wird eingeschränkt. Ab 2026 gilt die 

Steuerbefreiung nur mehr, wenn eine Beteiligung von mindestens 5% oder ein steuerlicher 

Beteiligungswert von mindestens Euro 500.000.- vorliegt.  

 

Freistellung von Mehrwerten auf Beteiligungen 

Die Ersatzsteuer für die Aufwertung des steuerlichen Anschaffungswertes von Beteiligungen, die von 

natürlichen Personen außerhalb eines Unternehmens gehalten werden, wird von 18% auf 21% 

erhöht. Unverändert bleibt hingegen die Ersatzsteuer von 18% für die Freistellung von 

Veräußerungsgewinnen aus Baugrundstücken. Die Aufwertung erfolgt auf Basis des Schätzwertes zum 

1. Jänner des jeweiligen Jahres; die Zahlung der Ersatzsteuer sowie das beeidete Gutachten sind 

jeweils bis 30. November vorzunehmen. 

 

Investitionsbeihilfen und Sonderabschreibungen 

Mit dem Haushaltsgesetz 2026 werden die bisherigen Investitionsförderungen durch eine 

Hyperabschreibung ersetzt. Anstelle von Steuergutschriften erfolgt die Förderung über eine Erhöhung 

der steuerlichen Anschaffungskosten und damit der Abschreibungen. 

 



 

 
 

 

Begünstigt sind Neuinvestitionen in neue Sachanlagen und Software mit Industrie-4.0-Merkmalen, die 

zwischen dem 1. Jänner 2026 und dem 30. September 2028 getätigt werden. Die Erhöhung der 

steuerlichen Anschaffungskosten beträgt: 

- 180% bis Euro 2,5 Millionen, 

- 100% von über Euro 2,5 Millionen bis Euro 10 Millionen, 

- 50% von über Euro 10 Millionen bis maximal Euro 20 Millionen. 

 

Steuergutschrift für Investitionen in der Landwirtschaft 

Für landwirtschaftliche Betriebe ist ab 2026 eine Steuergutschrift von 40% für getätigte Investitionen 

im Bereich 4.0 vorgesehen. Begünstigt sind Investitionen in neue Maschinen, Anlagen und Software 

für den landwirtschaftlichen Betrieb, welche zwischen dem 1. Jänner 2026 und dem 28. September 

2028 erfolgen.  

 

Für eventuelle weitere Erläuterungen zu diesem Informationsbrief stehen Ihnen unsere Berater gerne 

zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Kanzlei König:Skocir:Kiem 


